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Sicherheitspoliti

Der Westen, das Volkerrecht
und die Moral

Aktuell ist die Annexion der Krim durch Russland wieder in den Schlagzeilen
und dadurch eine Diskussion iiber weitere Sanktionen gegen Russland
entstanden. Der Artikel beschiftigt sich mit der Frage, ob der Westen auf
Vélkerrechtsbriiche immer mit gleicher Konsequenz reagiert oder seine
Politik davon abhdngig macht, wer gegen internationales Recht verstdsst.

Jiirgen Hiibschen

Die internationale Staatengemeinschaft
hat der UNO das Gewaltmonopol iiber-
tragen. Ausnahmen sind das Recht auf
Selbstverteidigung und die milicirische
Unterstiitzung cines Staates, wenn dieser

2u seiner Selbstverteidigung einen ande-
ren Staat darum gebeten hat. Darauf ba-

siert . B. die Anwesenheit russischer Trup-
pen und iranischer Milizen in Syrien.

Die eklatantesten Vélkerrechts-
briiche seit der Griindung
der Vereinten Nationen

Die eklatantesten Briiche des Vilker-
rechts wurden in den meisten, aber nicht
in allen Fillen vom Weltsicherheitsrat ver-
ureeilt.

Ich denke dabei in erster Linie an die
vielen Operationen, die von den USA
in den letzten 50 Jahren in Siidamerika
durchgefiihre wurden. Panama und Ni-
caragua stehen dafiir stellvertretend.

«Der Sicherheitsrat
verurteilt nicht
alle Volkerrechtsbriiche.»

Durch Israel wurden Jerusalem und
die syrischen Golanhshen annektiert.
Die UNO hat diese Annexionen als
volkerrechtswidrig verurteilt und Isracl
aufgefordert, diese Massnahmen zu an-
nullicren. Das ist bis heute nicht ge-
schehen. Sanktionen wurden nicht ver-
hiingt.

Israel besetzt seit 1967 das Westjordan-
land. Seitens der UNO wird seit Jahren
vergeblich die Riickgabe an die Palisti-
nenser gefordert. Auf Zwangsmassnah-

6 ine Schweizerische

«Die USA sind
volkerrechtswidrig
in den Irak einmarschiert
und haben
Saddam Hussein gestiirzt.»

men zur Durchsetzung dieser Forderung
wurde bislang verzichtet.

Israel baut seit 1967 in den besetzten
Gebicten Siedlungen, obwohl das Vsl-
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kerrecht das Siedeln in besetztel

ten ausdriicklich verbietet. Die UNO hat
diese Siedlungspraxis zusirzlich mehrfach
verureeilt und Israel aufgefordert, diese
Vorgehensweise zu beenden. Das ist bis
heute niche geschehen, Sanktionen wur-
den nicht verhinge.

Die USA sind vélkerrechtswidrig in
den Irak einmarschiert und haben den
irakischen Herrscher Saddam Hussein ge-
stiirze. Dadurch wurde das gesamte Land
zerstort. Bis heute wurden die USA dafiir
niche zur Rechenschaft gezogen.

Die westliche Staatengemeinschaft hat
vblkerrechtswidrig den libyschen Herr-

zt und dadurch das
gesamte Land destabilisiert. Niemand isc
bis heute dafiir zur Rechenschaft gezogen

scher Gaddafi ges

worden
Westliche Staaten fiihren in Syrien Mi-
litiroperationen durch, fiir die es seitens

der UNO kein Mandat gibt, diese Ak-

kerrechtswidrig. Sanktionen wurden ge-

gen die Tiirkei nicht verhiingt.

Russland hat die Halbinsel Krim annek-
tiert. Diese Massnahme wurde vom Welt-
sicherheitsrat
urte

als vélkerrechtswidrig ver-
itens der westlichen Staatenge-
meinschaft wurden daraufhin Sanktionen

gegen Russland verhiingt, mogliche weite-
re Sankrionen werden akruell diskutiere.

«Russland hat
die Halbinsel Krim
vilkerrechtswidrig
annektiert und
wurde dafiir verurteilt.»

tionen sind deshalb vélkerrechtswidrig.
Niemand wurde dafiir bislang sanktio-
niert.

Die Tiirkei ist mit eigenen Truppen in
den Norden Syriens einmarschiert und
begriindet dieses Vorgehen als Selbstver-
teidigung. Diese Position wird von der
UNO nicht geteilt, ein Mandat liegt nicht
vor, deshalb ist diese Militiroperation vél-

Der Sicherheitsrat der UNO.

Bewertung

An den dargestellten Beispielen wird
deutlich, dass die westliche S

Sicherheitspolitik

Aus dem Bundeshaus

In der Wintersession
2018 erfuhr die Ar-
meepolitik inhaltli-
che und personelle
Weichenstellungen.
Der Stéinderat (SR)
stimmte als Zweitrat
der Kampfflugzeug-
Motion (Mo.) der BDP-Fraktion knapp
2u (17.3604; 22:18:1). Die Beschaffung
neuer Kampfflugzeuge muss dem Stimm-
volk raschi dglich als

meinschaft ihre Reaktion auf Vélker-
rechtsbriiche davon abhingig mach, von
wem diese begangen werden.

Auf Russlands Annexion der Krim hat
der Westen konsequent reagiert und die
Verurteilung des Valkerrechsbruchs mit-

ge, also losgeldst vom Typenentscheid,

unterbreitet werden.

Bei der Armeebotschaft 2018 kam der

Nationalrat (NR) dem SR in der Detailbe-

ratung entgegen (18.022; 92:81). Der ur-

spriingliche Kredit fiir den Kauf von Kor-
C wird um 29 Millionen

getragen. Die Frage is lings, ob es
dabei wirklich um das Vélkerrecht geht
oder cher um die Durchsetzung der ame-
rikanischen Strategie, alles zu versuchen,
damit Russland nicht wieder zu ciner
Weltmacht auf Augenhéhe wird. Dass die-

s spitestens seit dem Eingreifen Mos-
n Syrien Lingst wieder der Fall ist,
wird in Washington verdringt.

Im cigenen Lager nimme der Westen

Kauf, machtsich du
zweierlei Mass, durch seine offensichtli-

che Doppelmoral vollkommen unglaub-

wiirdig und nihrt den Verdache, dass das
cigene Wertesystem nicht mehr funktio-
niert, sondern lingst ciner Wirtschafts-
und Interessen orientierten Politik geop-

US-Prisident Trump, der Fiihrer der

p
auf 170 Millionen CHF gekiirzt. Urspriing-
lich wollte der SR den Kredit auf 100 Mil-
lionen CHF halbieren. Abgelehnt wurde
im NR eine Parlamentarische Initiative
(Pa.lv.) von NR Vogt (SVP, ZH), welche die
Militardienstpflicht strikter durchsetzen
wollte (17.474; 77:111:1).

Wie schon der NR im Sommer stimmte
auch der SR der Mo. Sommaruga (17.4241)
zu, die den Bundesrat (BR) verpflichtet,
dem Parlament den Atomwaffenverbots-
vertrag so rasch wie méglich zur Geneh-
migung zu unterbreiten. Eine BDP-Mo.
(18.3394) wollte strittige Kriegsmateri-
alexporte nicht mehr durch den BR, son-
dern neu durch referendumsfihige Par-
lamentsbeschliisse bewilligen lassen.
Der SR wies diese Mo. der BDP, wie auch
die Mo.18.4084 von NR Comte (FDP, NE),
welche die Kontrolle der Waffenexporte

haft, hat sei-

will, an die indige Sicher-

westlichen Si
ne eigene Werteskala akeuell in scinem
Statement zur Ermordung des Journalis-
ten Khashoggi versffentlich.

Das wire spitestens der Zeitpunke ge-
wesen, sich von einer blinden Loyalitit
gegeniiber den USA zu befreien und sich
auch nicht weiterhin von Washingtons
Anti-Russland-Politik verecinnahmen zu

lassen.

Die Devise darf nicht lauten «Ameri-

ca Firsv, sondern muss heissen: «Law
of Nations and Human Rights Firsc». B

Obersti GstaD
Jiirgen Hiibschen
Beratung fiir
Friedenssicherung und
Sicherheitskonzepte
D-48268 Greven

heitspolitische Kommission (SiK) zuriick.

Der Mo. 18.3179 von NR Dobler (FDP, SG)
zur Digitalisierung des Dienstblichleins
stimmte der SR einstimmig zu, lehnte
aber die von Dobler geforderte Einfiih-
rung einer neuen Software fiir Milizof-
fiziere ab (18.3180). Anders als der NR
sah die kleine Kammer das Anliegen als
bereits erfiillt an. Der Botschaftsschutz
durch Armeeangehtrige kann 2019 fort-
gesetzt werden, weil noch nicht genii-
gend ziviles Sicherheitspersonal rekru-
tiert werden konnte (18.028).
Personelles: Das Verteidigungsdepar-
tement (VBS) wird ab 2019 durch die
neu gewdhite Bundesritin Viola Amherd
(CVP, VS) gefiihrt.
Dr. phil. Fritz Kalin,
Nof (Miliz) Stab MND, 8840 Einsiedeln

he Milif hrift 01/02/2019 7



	Der Westen, das Völkerrecht und die Moral

